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Anordnung

über die Auflösung von Lehrerverbänden im Elsaß

vom 3. September 1940

§ 1

Die im Elsaß bestehenden Lehrerverbände werden
mit sofortiger Wirkung aufgelöst; die Aufrechterhal¬
tung des ve'rbandsmäßigen Zusammenhalts unter
den Mitgliedern der aufgelösten Verbände ist unter¬
sagt.

Die Auflösung erstreckt sich auf die Ersatz-, Hilfs¬
und Nebenorganisationen sowie auf die Zusammen¬
schlüsse von Lehrerverbänden, die im Elsaß ihren
Sitz haben. Die Neugründung von Lehrerverbänden
ist untersagt.

Straßburg, den 3. September 1940.

§ 2

Das Vermögen der Lehrerverbände wird sicherge¬
stellt. Jede Verfügung der bisherigen Berechtigten
über das Vermögen ist unwirksam.

§ 3
Das Tragen von Abzeichen, Uniformen oder son¬

stigen äußeren Zeichen, welche die Zugehörigkeit zu
einem dieser aufgelösten Verbände kenntlich macht,
ist untersagt.

Die vorstehenden Bestimmungen beziehen sich
nicht auf den Nationalsozialistischen Lehrerbund
(NSLB.).

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Robert Wagner
Gauleiter und Reichsstatthalter
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Verordnung

über die Urlaubsgewährung im Kalenderjahr 1940 für die private Wirtschaft
vom 10. September 1940

Unter Abänderung und Ergänzung des bestehen¬
den gesetzlichen, tariflichen oder sonstigen Urlaubs-
rechts wird für das Elsaß folgendes verordnet:

§ 1

Die Verordnung erfaßt die gesamte private Wirt¬
schaft; sie erstreckt sich nicht auf den öffentlichen
Dienst.

Nach ihr sind sämtliche Urlaubsansprüche bis zum
31. Dezember 1940 abzugelten. Das folgende Urlaubs¬
jahr beginnt am 1. Januar 1941.

§ 2

Für die vor dem 1. September 1939 geleistete Ar¬
beit ist jeder Urlaubsanspruch verfallen, auch wenn
der Urlaub oder die Urlaubsvergütung noch nicht
gewährt worden ist. Die für die Arbeitszeit vor dem
1. September 1939 bereits gewährte Urlaubsvergü¬
tung darf auf die durch die vorliegende Verordnung
angeordnete Urlaubsentschädigung nicht angerech¬
net werden.

§ 3

Jeder Arbeitnehmer, der in der Zeit nach dem
1. September 1939 mindestens 6 Monate in demselben
Betrieb gearbeitet hat, hat Anspruch auf je einen
Arbeitstag Urlaub für jeden vollen Kalendermonat,
den er nach diesem Zeitpunkt in dem Betrieb tätig
war.

Für die Festsetzung des Urlaubsanspruchs und der
Urlaubsdauer gelten Krankheitstage bis zu 120 Ta¬
gen als Arbeitstage.

§ 4

Der sich aus dem § 3 bis zum 31. Dezember 1940
ergebende Urlaub darf in keinem Falle 12 Arbeits¬
tage überschreiten.

Darüber hinausgehende Ansprüche können nicht
geltend gemacht werden.

§ 5

Die Grundlage der für jeden Urlaubstag zu zah¬
lenden Arbeitsstunden ist die durchschnittliche täg¬
liche Arbeitszeit des Betriebes oder der Betriebs¬
abteilung in den dem Urlaub vorausgegangenen drei
Kalendermonaten. Die Urlaubsvergütung für die
Stunde errechnet sich aus dem durchschnittlichen
Stundenverdienst der dem Urlaub unmittelbar vor¬
ausgegangenen beiden Lohnperioden; die vor dem
5. August 1940 liegenden Tage bleiben jedoch in allen
Fällen bei der Ermittlung des Stundenverdienstes
außer Betracht.

§ 6

Die für das Jahr 1940 bereits gewährten Urlaubs¬
tage sind auf die dem Arbeitnehmer nach dieser
Verordnung zustehenden Urlaubstage anzurechnen.

Verschiedenheiten der täglichen Urlaubsvergütung
bleiben bei der Anrechnung außer Betracht.

§ 7

Scheiden Arbeitnehmer aus dem Betrieb aus, so
erhalten sie ihre Urlaubsentschädigung entsprechend
der obigen Regelung.

Bei begründeter fristloser Entlassung oder ver¬
tragswidriger Auflösung des Arbeitsverhältnisses
durch den Arbeitnehmer entfällt der Urlaubs¬
anspruch.

§ 8

Der Urlaub muß nicht in Form von Werkferien
(Schließung des Betriebes für eine bestimmte Ur¬
laubsdauer) gegeben werden.

Bei Werkferien haben auch Arbeitnehmer, die
noch keinen oder keinen entsprechenden Urlaubs¬
anspruch haben, Anrecht auf Beschäftigung oder Be¬
zahlung des ausfallenden Verdienstes.

§ 9

Der Arbeitgeber setzt den Zeitpunkt des Urlaubs
nach den betrieblichen Erfordernissen fest. Dabei ist
den Wünschen der Arbeitnehmer nach Möglichkeit
Rechnung zu tragen.

§ 10

Für gewerbliche Arbeitnehmer im Baugewerbe gilt
abweichend von den vorstehenden Bestimmungen
folgende Regelung:

a) Die Ferienkassen des Baugewerbes zahlen im Rah¬
men der verfügbaren Gelder die Urlaubsvergütun¬
gen aus, auf die die Arbeitnehmer bis zum 31. Au¬
gust 1940 nachweislich Anspruch haben.

b) Mit Wirkung vom 1. September 1940 werden die
Ferienkassen im Baugewerbe aufgehoben; sie ha¬
ben die laufenden Geschäfte abzuwickeln.

c) Vom 1. September 1940 ab erwirbt jeder gewerb¬
liche Arbeitnehmer im Baugewerbe Anspruch auf
einen Tag Urlaub für je 25 Arbeitstage. Die Ur¬
laubsvergütung ergibt sich aus dem durchschnitt¬
lichen Tagesverdienst dieser 25 Arbeitstage.

Anspruch auf Urlaub besteht erst, wenn minde¬
stens 100 Arbeitstage in demselben Betrieb zurück¬
gelegt sind oder wenn der Arbeitnehmer aus dem
Betrieb ausscheidet.

§ 11

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß - Finanz-
und Wirtschaftsabteilung - oder die von ihm beauf¬
tragten Stellen können Ausnahmen von dieser Ver¬
ordnung zulassen,



§ lä

Wer den Vorschriften dieser Verordnung zuwider¬
handelt, wird vom Chef der Zivilverwaltung - Fi¬
nanz- und Wirtschaftsabteilung - mit Ordnungs¬
strafe in unbeschränkter Höhe bestraft. Außerdem
kann die Schließung von Betrieben, in denen die Zu¬
widerhandlung begangen worden ist, auf Zeit oder

Straßburg, den 10. September 1940.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
Köhler

Dauer verfügt oder die Weiterführung des Betriebes
von Aullagen abhängig gemacht werden.

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün-
| digung in Kraft, soweit in ihr nichts anderes be-
| stimmt ist.

Verordnung

über den Geltungsbereich und die Bedeutung bestehender Tarifverträge

(Kollektive Arbeitsverträge) vom 10. September 1940

Um Härten in der Lohn- und Gehaltszahlung zu
beseitigen, wird für die gesamte private Wirtschaft
im Elsaß verordnet, was folgt:

8 1

Soweit in einem Gewerbe Tarifverträge abge¬
schlossen sind, gelten sie innerhalb des vorgesehenen
räumlichen Geltungsbereichs für alle A?'beitgeber
des betreffenden Gewerbes.

Die frühere Nichtzugehörigkeit zu einem Arbeit¬
geberverband ist hierfür ohne Bedeutung.

§ 2

Die Arbeitgeber sind zur Einhaltung der tariflichen
Bestimmungen verpflichtet. Die Arbeitnehmer haben
Anspruch auf den Tariflohn des Gewerbes, dem der
Betrieb angehört.

Maßgebend sind die in den Tarifverträgen festge¬
legten Löhne, Gehälter und sonstigen Entschädigun¬
gen (Zulagen, Naturalbezüge usw.).

Arbeitnehmer, die infolge ihrer körperlichen oder-
geistigen Beschaffenheit für die ihnen übertragenen
Arbeiten offenkundig minderleistungsfähig sind,
können unter den tariflichen Lohnsätzen entlohnt
werden. Die Höhe der Minderentlohnung richtet sich
nach dem Grad der Minderleistungsfähigkeit. Die
Minderentlohnung wird mit ihrer Anordnung durch
den Arbeitgeber wirksam, wenn sie in jedem Einzel¬
fall unter Angabe der Gründe dem Arbeitsamt mit¬
geteilt, wurde und das Arbeitsamt der Minderentloh¬
nung nicht widerspricht.

Straßburg, den 10. September 1940.

§ 3

Die sich gemäß §2 ergebenden Tariflöhne sind
unter Beachtung der §§ 1 und 3 der Verordnung
über die Lohn- und Preisgestaltung im Elsaß vom
11. August 1940 zu vergüten.

§ 4

Der Chef der Zivilverwaltung - Finanz- und Wirt¬
schaftsabteilung - oder die von ihm beauftragten
Stellen können Ausnahmen von dieser Verordnung
zulassen.

§ 5

Wer den Vorschriften dieser Verordnung zuwider¬
handelt, wird vom Chef der Zivilverwaltung - Fi¬
nanz- und Wirtschaftsabteilung - mit Ordnungsstrafe
in unbeschränkter Höhe bestraft. Außerdem kann
die Schließung von Betrieben, in denen die Zuwider¬
handlung begangen worden ist, auf Zeit oder Dauer
verfügt oder die Weiterführung des Betriebes von
Auflagen abhängig-gemacht werden.

§ 6

Die vorstehende Anordnung tritt mit Beginn der
Lohnwoche in Kraft, in die der 16. September 1940
fällt. Für Arbeitnehmer, die monatlich bezahlt wer¬
den, tritt die Anordnung mit Wirkung vom 1. Sep¬
tember 1940 in Kraft.

Der Chef der Zivilverw a ltung im Eis a ß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

Köhler
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Anordnung Nr. 18

über Pachten für landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzte Grundstücke und Anwesen im Elsafl

vom 13. September 1940

Auf Grund von § 11 der Verordnung über die Lolin-
und Preisgestaltung im Elsaß vom 11. 8. 1940 wird
folgendes angeordnet:

§ 1

Die für das laufende Pachtjahr vereinbarten Jah¬
respachtzinsen für die landwirtschaftlich und gärt¬
nerisch genutzten Grundstücke und Anwesen dürfen
bis zu 60 v. H. erhöht werden. Dabei ist es ohne Be¬
lang, ob das laufende Pachtjahr am 11. November
1940 (Martini), am 2. Februar 1941 (Lichtmeß), am
23. April 1941 (Georgi) oder zu einem anderen Zeit¬
punkt endigt.

Ist bei der Verpachtung eines landwirtschaftlich
oder gärtnerisch genutzten Anwesens der auf die
Gebäude und Räume entfallende Teil der Pacht im
Pachtvertrag festgelegt, so kann dieser Anteil nach
der Anordnung Nr. 8 über Mieten und Pachten im
Elsaß vom 11. 8. 1940 mit Wirkung vom 1. 9. 1940
um 50 v. H. erhöht werden. Für den auf die Grund¬
stücke entfallenden Anteil gilt. Absatz 1.

§ 2

Ist die Jahrespacht bereits bis zum 11. 8. 1940 ganz
oder teilweise geleistet, so gilt für die bereits ge¬
leisteten Zahlungen die Vorschrift des § 1 nicht.

§ 3

Für Pachtland und Anwesen, die infolge der Räu¬
mung nicht genutzt werden konnten, gilt die Vor¬
schrift des § 1 nicht.

§ 4

Ist die Pacht nach einer bestimmten Menge Wei¬
zen, Roggen oder sonstiger landwirtschaftlicher Er¬
trägnisse bestimmt (Naturalpacht), so gilt §1 nicht.

§ 5

Sind landwirtschaftliche Erträgnisse, insbesondere
Heu, Öhmd, Getreide, Obst, auf dem Feld zur Nut¬
zung verkauft worden, so gelten §1 und §2 sinn¬
gemäß insoweit, als die Ernte nach dem 11. 8. 1940
eingebracht wurde.

§ 6

Die Landkommissare, in den Städten Straßburg
und Mülhausen die Stadtkommissare, entscheiden
auf Antrag über

a) die Festsetzung von Pachten im Einzelfall,

b) die Frage, ob die Erhöhung nach § 4 entfällt,

c) die Erteilung von Ausnahmebewilligungen nach
§ 12 der Verordnung über die Lohn- und Preis¬
gestaltung im Elsaß vom 11. 8. 1940, soweit aus
volkswirtschaftlichen Gründen oder zur Vermei¬
dung besonderer Härten eine Ausnahme erfor¬
derlich ist.

Straßburg, den 13. September 1940.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

In Vertretung
Rheinboldt
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Anordnung Nr. 19

über Festpreise für Gemüsesämereien im Elsaß
vom 13. September 1940

Auf Grund von §11 der Verordnung ülier Lohn- und Preisgestaltung im Elsaß vom 11. August 1940
wird folgendes angeordnet:

§ 1

Für Gemüsesämereien werden die folgenden Festpreise bestimmt; Diese Preise dürfen weder über-
noch unterschritten werden.

§ 2

Hei Abgabe von Gemüsesämereien an Verbraucher gelten folgende Festpreise:

Kresse, Garten-, grüne gewöhnliche

Feldsalat (Rapunzel)

» vollherziger, mit glänzendem Blatt
Etampes, dunkelgrüner, breitblättrig
Löffelblättriger Koblenzer

Kopfsalat
Winter-Altenburger
Winter-Butterkopf, w. Iv
Winter-brauner, w. Iv
Winter-Eisenkopf
Winter-gelber, w. K
Winter-Mombacher, gelber
Winter-Nansen oder Nordpol, w. Ii
Winter-Sclilettstädter
Wunder von Stuttgart

Spinat
Juliana
König von Dänemark
Matador
Münsterländer (anbauwürdig Süddeutschland)
Scharfsamiger breitblättriger
Universal
Viktoria
Viroflay
Englischer immerwährender Winter
Neuseeländer

100 kg 10 kg 1 kg 100 g 10 g

RM. RM. RM. RM. RM.
126. 16.— 2_ 0.40 0.15
126.— 16.— 2.— 0.40 0.15

136.— 17.40 2.40 0.40 0.10
136.— 17.40 2.40 0.40 0.10

346.— 45.40 5.40 0.80 0.20
392.— 50.60 6.— 0.90 0.20
431.— 54.50 6.40 0.90 0.20
392.— 50.60 6.— 0.90 0.20
431.— 54.50 6.40 0.90 0.20
431.— 54.50 6.40 0.90 0.20

860.— 108.— 12.80 1.90 0.30
870.— 109.— 12.80 1.90 0.30
767.— 105.— 12.80 1.80 0.30

1030.— 125.— 15.60 2.20 0.30
870.— 109.— 12.80 1.90 0.30

1030. 125.— 15.60 2.20 0.30
870- - 109. - 12.80 1.90 0.30

1030.— 125.— 15.60 2.20 0.30
1050.— 127.— 15.80 2.30 0.30

197.— 25.— 3.20
OOÜT"|

1 23.40 3.—
171.— 22.— 2.80
171.
156.—
156.—
185, -

22.—
18.—
18.—
23.40

2.80
2.40 1
2.50,
3-—

Für Spinat ist
der Kilopreis di<
letzte Preisstufe

156.— 18.— 2.40
270.— 35.— 4.—
610.— 75..— 9.—



100 kg 10 kg 1 kg 100 g 10 g
Zwiebel n

RM. RM. RM. RM. RM.

Weiße Frühlingszwiebeln 1350. - 180. 22.50 3.25 0.45
Weiße Königin 1350.— 180.- 22.50 3.25 0.45
Winterheckezwiebeln 422. 55.60 6.40 0.90 0.25

Beim Verkauf von Verbraucherkleinpackungen und sogenannten bunten Tüten beträgt der Preis
mindestens 10 Rpf.

Der Inhalt muß bei Spinat der nach dem Kilo preis, bei den übrigen Gartensämereien der nach
dem Preis für 10 g errechneten Menge entsprechen.

§ 3

Bei Abgabe von Gemüsesämereien an Wiederverkäufer gelten folgende Festpreise:

100 kg 10 kg 1 kg 100 g 10 g

RM. RM. RM. RM. RM.

Kerbel, gewöhnlicher 100. 12.60 1.60 0.30 0.10
» mooskrauser, extra 100.— 12.60 1.60 0.30 0.10

Kresse, Garten-, grüne gewöhnliche 105.— 13.30 1.75 0.25 0.10
» Garten-, grüne krause 105.— 13.30 1.75 0.25 0.10

Feldsalat (Rapunzel)

Deutscher, gewöhnlicher 270. 34.90 4.20 0.60 0.15
Dunkelgrüner, vollherziger 307. 39.25 4.60 -0.65 0.15

» vollherziger, mit glänzendem Blatt 339, - 42.40 3.90 0.70 0.15
Etampes, dunkelgrüner, breitblättrig 307.— 42.40 3.90 0.70 0.15
Löffelblättriger Koblenzer 339. 42.40 3.90 0.70 0.15
Louviers löffelblättriger, dunkelgrün 339.— 42.40 3.90 0.70 0.15

Kopfsalat

Winter-Altenburger 690, 85.50 10.— 1.45 0.25
Winter-Butterkopf, w. Ii 705.— 87.— 10.20 1.45 0.25
Winter-brauner, w. K 607.— 77.20 9.20 1.40 0.25
Winter-gelber, w. K 705.— 87.— 10.20 1.45 0.25
Winter-Mombacher, gelber 830 - - 99.50 12.20 1.75 0.25
Winter-Nansen oder Nordpol, w. K 705, - 87.— 10.20 1.45 0.25
Winter-Eisenkopf 830.— 99.50 12.20 1.75 0.25
Winter-Schlettstädter 830.— 99.50 12.20 1.75 0.25
Wunder von Stuttgart 850.— 101.50 12.40 1.75 0.25

Spinat

J uliana 152.— 19.45 2.40
König von Dänemark 144.— 18.10 2.20
Matador 134.— 17.10 2.10 1
Münsterländer (anbauwürdig Süddeutschland) .. 134.— 17.10 2.10 11
Scharfsamiger, breitblättriger 122.— 14.15 1.80 ( Für Spinat ist
Universal 122.— 14.15 1.80 der Kilopreis die

letzte Preisstufe
Viktoria 144.— 18.10 2.20 |1
Viroll ay 123.— 14.25 1.80
Englischer immerwährender Winter 218.— 27.75 3.15
Neuseeländer 518. - 72.25 8.35
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Zwiebeln

Winterheckezwiebeln

100 kg 10 kg 1 kg 100 g 10 g

HM. KM. 3RM. HM. HM.

1012.— 136.— 16.90 2.45 0.35
1012.— 136.— 16.90 2.45 0.35
332. ■41.70 ■4.80 0.70 0.20

§ 4

Bei Abgabe von Gemüsesämereien an Erwerbsgärtner gelten die in § 1 genannten Preise, abzüglich
eines Nachlasses von 12 v. II.

§ 5 ?. 11 !§

Die Preisberechnung richtet sich nach der Menge der Einzelbestellung. Es ist hierbei

a) bei Spinat bei Mengen

unter kg der 1 kg-Preis,
ab i 3/i kg der 10 kg-Preis,
ab 49'A: kg der 100 kg-Preis,
ab 297 kg der 1000 kg-Preis;

b) bei den anderen Gemüsesämereien bei Mengen

unter 50 g der 10-g- Preis,
ab 50 g der 100-g- Preis,
ab 250 g der 1-kg-Preis,
ab i 3/* kg der 10-kg-Preis,
ab 25 kg der 100-kg-Preis,
ab 297 kg der 1000-kg-Preis

zugrunde zu legen.

§ 6

Es darf nur einwandfreies und gut keimendes Saatgut verkauft werden.

Straßburg, den 13. September 19-40.

]) e r Chef der Z i v i 1 v e r w a ltung im Eis a 1.1

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

/ LA.
Rh einboldt
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Vorläufige Anordnung

über die Regelung der Sozialversicherung der im Elsaß beschäftigten Personen

vom 13. September 1940

Zur Beseitigung der in der Sozialversicherung be¬
stehenden Unklarheiten erlasse ich folgende vorläu¬
fige Anordnung:

§ 1

Für die Beschäftigung von elsässischen Ar¬
beitern und Angestellten im Elsaß gelten
die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung in
der bisher für Elsaß-Lothringen gültigen Fassung.

A. Krankenversicherung

Die von reichsdeutschen oder elsässischen Arbeit¬
gebern beschäftigten krankenversicherungspflichti-
gen Personen sind bei den jeweils zuständigen el¬
sässischen Orts-, Betriebs- oder Innungskrankenkas¬
sen anzumelden.

B. Unfallversicherung

Die in elsässischen Betrieben beschäftigten unfall-
versicherungspflichtigen Personen sind bei dem je¬
weils zuständigen elsaß-lothringischen Träger der
Unfallversicherung versichert.

C. Invalidenversicherung

Die bei reichsdeutschen oder elsässischen Betriebs¬
führern beschäftigten Arbeiter sind weiterhin bei
der Landesversicherungsanstalt Elsaß-Lothringen in
Straßburg zu versichern. Für die Beitragsentrich¬
tung ist der Betriebsführer verantwortlich. Er hat
die Beitragsmarken bei der nächstgelegenen Post¬
anstalt zu kaufen und in die Quittungskarten ein¬
zukleben. Ausgabestelle für die Quittungskarten der
Invalidenversicherung sind alle in Elsaß-Lothringen
für die Ausgabe dieser Karten bisher zuständigen
Stellen.

D. Angestelltenversicherung

Die von reichsdeutschen oder elsässischen Betriebs¬
führern beschäftigten angestelltenversicherungs-
pflichtigen Personen sind bei der Versicherungs¬
anstalt für Angestellte in Straßburg versichert.

E. Knappschaftliche Versicherung

Die in den knappschaftlichen Betrieben beschäf¬
tigten Angestellten und Arbeiter sind bei den jeweils
zuständigen elsaß-lothringischen knappschaftlichen
Versicherungsträgern zu versichern.

§ 2

Für die Beschäftigung von deutschen Reichs-
angehörigen im Elsaß gelten die Vorschriften
der Reichsversicherungsordnung in der im Reichs¬
gebiet gültigen Fassung mit den sich aus dem Fol¬
genden ergebenden Abweichungen.

A. Krankenversicherung

Die im Elsaß bei reichsdeutschen oder elsässischen
Betriebsführern beschäftigten krankenversicherungs-
pflichtigen Personen sind anzumelden:

1. bei der Allg. Ortskrankenkasse Freiburg i. Br.,
wenn sie in den Kreisen Altkirch, Gebweiler, Kol-
mar-Stadt, Kolmar-Land, Mülhausen-Stadt, Mülhau¬
sen-Land, Rappoltsweiler, Thann beschäftigt sind,

2. bei der Allg. Ortskrankenkasse Karlsruhe, wenn
sie in den Kreisen Erstem, Hagenau, Molsheim,
Schlettstadt, Straßburg-Stadt, Straßburg-Land, Wei-
Benburg, Zabern beschäftigt sind.

Soweit für einen reichsdeutschen Betrieb eine Be¬
triebs- oder Innungskrankenkasse errichtet ist, hat
die Anmeldung bei dieser Kasse zu erfolgen.

B. Unfallversicherung

Die bei reichsdeutschen Betrieben im Elsaß be¬
schäftigten Unfallversicherungspflichtigen Personen
sind nach den Bestimmungen der Reichsversiche¬
rungsordnung bei dem für den Betrieb zuständigen
innerdeutschen Träger der Unfallversicherung ver-

; sichert.
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C. Invalidenversicherung

Versicherungsträger für die im Elsaß von reichs-
cleutschen oder elsässischen Betriebsführern beschäf¬
tigten reichsdeutschen invalidenversicherungsptüch¬
tigen Personen ist die Landesversicherungsanstalt
Baden in Karlsruhe; Ausgabestelle für Quittungs¬
karten der Invalidenversicherung sind alle imBeichs-
gebiet für die Ausgabe dieser Karten zuständigen
Stellen. Die Beiträge werden von dem Betriebsführer
nach den für die Versicherten im Beiclisgebiet gel¬
tenden Vorschriften entrichtet. Der Betriebsführer
hat die Beitragsmarken bei der Landesversicherungs¬
anstalt Baden in Karlsruhe oder der nächstgelegenen
badischen Postanstalt zu kaufen und in die Quit-
lungskarten einzukleben.

D. Angestelltenversicherung

Für die im Elsaß von reichsdeutschen oder elsäs¬
sischen Arbeitgebern beschäftigten Angestelltenver¬
sicherungspflichtigen ist die Beichsversicherungs-
ansta.it" in Berlin zuständiger Versicherungsträger.
Für die Beitragsbemessung und Beitragsentrichtung
gelten die im Beiclisgebiet geltenden Vorschriften.

Straßburg, den 13. September 1940.

Der Chef der Z i v i 1 v

Verwaltungs- um

P f 1 a

E. Knappschaftliche Versicherung

Für die in knappschaftlichen Betrieben im Elsaß
beschäftigten reichsdeutschen Angestellten und Ar¬
beiter ist zuständiger Versicherungsträger die Beichs-
knappschaft Berlin.

§ 3

Sonderregelung

Für die von der Organisation Todt eingesetzten
Betriebsführer und deren Gefolgschaftsmitglieder er¬
geht durch den Generalinspektor für das deutsche
Straßenwesen, Abteilung Wiesbaden, besondere An¬
weisung.

Für die im Elsaß beschäftigten Gefolgschaftsmit¬
glieder der Beichsbahn und Beichspost bleibt eine
Sonderregelung vorbehalten.

§ 4 \

Schlußbesti m in ungen

Vorstehende Anordnung tritt mit Wirkung vom
1. Juli 1940 in Kraft.

erwaltung im Elsa 13

1 Polizeiabteilung

u m e r
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Verordnung

über die Meldepflicht gewerblicher Verbraucher von Brennstoffen (Industriekohle)

vom 16. September 1940

Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Versor¬
gung der wehrwirtschaftlich wichtigen und der le¬
benswichtigen gewerblichen Betriebe und zur gerech¬
ten Verteilung der verfügbaren Kohlenbestände wird
für das Elsaß verordnet:

§ 1

Meldepflicht

Brennstoffe, die nach §2 dieser Verordnung der
Meldepflicht unterliegen, dürfen nur von solchen ge¬
werblichen Verbrauchern bezogen werden und nur
an solche gewerbliche Verbraucher geliefert werden,
die ihre Meldung gemäß den nachstehenden Be¬
stimmungen pünktlich erstattet haben.

§ 2

Meldepflichtige Brennstoffe

(1) Brennstoffe im Sinne dieser Verordnung (melde¬
pflichtige Brennstoffe) sind alle einheimischen und
eingeführten Stein- und Braunkohlen, einschließlich
der Glanz- und Pechkohlen, und die aus diesen Koh¬
len hergestellten festen Brennstoffe (Steinkohlenbri¬
ketts, Braunkohlenbriketts, Zechenkoks, Gaskoks,
Schwelkoks) ohne Bücksicht darauf, ob sie als
Brennstoff oder Bohstoff dienen.

(2) Ob ein Brennstoff meldepflichtig ist, entschei¬
det in Zweifelsfällen der Chef der Zivilverwaltung

Finanz- und Wirtschaftsabteilung - oder die von
ihm beauftragte Stelle.

§ 3

M e1d e p f 1 i c h t i g e Verbraucher

(1) Zur monatlichen Meldung sind alle gewerb¬
lichen Verbraucher (natürliche und juristische Per¬
sonen) verpflichtet, die in drei beliebigen Monaten
des Kohlenwirtschaftsjahres 1938/39 (1. April 1938 bis

31. März 1939) monatlich je mindestens 20 Tonnen
meldepflichtige Brennstoffe verbraucht haben, soweit
im Folgenden nicht abweichende Bestimmungen ge¬
troffen sind. Meldepflichtig sind auch die Betriebe
der Wehrmacht, der Behörden, der Gemeindeverwal¬
tungen, der öffentlich-rechtlichen Körperschaften
und Verbände u. dergl. (z. B. Werften, Gasanstalten,
Klein- und Straßenbahnen). Verbraucher, die im
Kohlenwirtschaftsjahr 1938/39 nur nichtmeldepfii'ch-
tige Brennstoffe bezogen haben, haben keine Mel¬
dung zu erstatten, wenn sie auch weiterhin nicht-
meldepflichtige Brennstoffe verbrauchen.

(2) Sämtliche wehrwirtschaftlich wichtigen Be¬
triebe sind meldepflichtig ohne Rücksicht auf die
Höhe des Verbrauchs. Die Entscheidung darüber,
welche Betriebe wehrwirtschaftlich wichtig sind,
trifft der Chef der Zivilverwaltung - Finanz- und
Wirtschaftsabteilung - oder die von ihm beauftragte
Stelle.

(3) Bunkerkohlenverbraucher sind nur meldepflich¬
tig, soweit sie ein eigenes Kohlenlager unterhalten;
diesen gleichzustellen sind Bunkerkohlenverbrau¬
cher, die von einem Kohlensyndikat unmittelbar be¬
liefert werden. Für Bunkerkohlenlieferungen an Ver¬
braucher ohne eigenes Kohlenlager haben die unmit¬
telbaren Lieferer von Bunkerkohle die Meldung zu
erstatten (vgl. § 9).

(4) Der Meldepflicht unterliegen nicht, und zwar
ohne Rücksicht auf die Höhe des Verbrauchs:

a) die Deutsche Reichsbahn,

b) die landwirtschaftlichen Nebenbetriebe, d. h. sol¬
che Betriebe, die in wirtschaftlichem Zusammen¬
hang mit einem landwirtschaftlichen Betriebe von
dessen Inhaber geführt werden, soweit sie nicht
Gegenstand eines selbständigen gewerblichen Un¬
ternehmens sind,

c) Schlachthöfe, Betriebe des Gaststätten- und Be¬
herbergungsgewerbes, Badeanstalten, Warenhäu¬
ser, Ladengeschäfte, Geschäftsräume, Krankenhäu¬
ser, Heil-, Erziehungs-, Straf- und Wohlfahrts¬
anstalten; ferner Bäckereien. Schlächtereien.
Schmieden u. dgl. soweit sie dem handwerklichen
Kleingewerbe zuzurechnen sind.

(5) Ob hiernach ein Verbraucher meldepflichtig ist,
bestimmt in Zweifelsfällen der Chef der Zivilverwal¬
tung - Finanz- und Wirtschaftsabteilung - oder die
von ihm beauftragte Stelle.
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§ i

1 n h a 11 cl e r M e 1 d u n g

(1) Die Angaben sind in Tonnen (= 1001) kg) zu
machen. Es sind insbesondere zu melden:

u) Art des Brennstoffs (Steinkohle und Unterarten
der Steinkohle, wie Fett-, Gas-, Magerkohle u. dgl.,

Braunkohlenbriketts usw.),

Ii) Sorte und Körnung des Brennstoffes (Förder-,
Nuß-, Staub-, Schlammkohle, Groß-, Brechkoks,
Koksgrus usw.),

c) Herkunft der Brennstoffe nach Bereichen der ein¬
zelnen Kohlenverteilungsstellen oder des auslän¬

dischen Herkunftslandes,

d) Anschrift des Lieferers oder der Lieferer,

e) Transportarten der im Vormonat bezogenen
Mengen (ygl. Absatz 2),

f) Bestand am Anfang des Vormonats,

g) Zufuhr im Vormonat,

h) Bestand am Ende des Vormonats,

i) Verbrauch im Vormonat,

k) Bedarf für den Berichtsmonat,

1) Voraussichtlicher Bedarf für den folgenden
Monat.

(2) Die Transportart ist durch folgende Abkürzun¬

gen zu kennzeichnen:

Bei Bezug

fuhrenweise ab Grube bzw. Lie¬

ferwerk »Landabsatz«

mit Vollbahn ab Zeche mittels

reichsbahneigener Wagen »Bahn«

mit der Vollbahn mittels eigener

Wagen »Pendelwagen«

mit der Vollbahn ab Schiff .... »Umschlag«

mit der Klein- oder Straßen¬

bahn »Kleinbahn«

mit dem Schiff oder Schiff und

Kleinbahn »Schiff«

durch Fuhrwerk vom Händler.. »Platz«.

(3) Werden Brennstoffe durch verschiedene Trans¬

portarten angeliefert, so ist das für die betreffenden

Teilmengen getrennt anzugeben.

(4) Als Monatsbedarf (vgl. Absatz 1 Buchstaben

k und 1) ist anzugeben die an sich für den betref¬

fenden Monat zur Führung des Betriebes benötigte

Menge meldepfliclitiger Brennstoffe, gleichgültig, oli
sie aus dem etwa vorhandenen Bestand oder aus

neuen Lieferungen gedeckt werden soll. Etwa auf¬

gelaufene Lieferrückstände dürfen nicht in die Be¬
darfsanmeldungen eingesetzt werden. Betriebe, die

nach amtlicher Verfügung von der Belieferung ganz

ausgeschlossen sind oder aus anderen Gründen nicht
arbeiten (z. B. Saisonbetriebe), haben als Bedarf

»Null« anzugeben.

(5) Der Bestand ist nicht nur auf Grund buch¬

mäßiger Errechnung, sondern auf Grund tatsäch¬
licher Feststellung zu melden.

§ 5

Zeit p u n k t u n d A r t d e r M e 1 du 11 g

(1) Die meldepflichtigen Verbraucher (§ 3) haben

die Meldungen bis zum 5. jeden Monats zu erstatten.

(2) In jedem Monat darf nur eine Meldung erstattet

werden; wegen Aushilfslieferungen vgl. §6.

(3) Die Meldungen, die mit deutlicher rechtsver¬
bindlicher Namensunterschrift (Firmenunterschrift)

des Meldepflichtigen versehen sein müssen, dürfen
nur auf dem amtlichen Meldevordruck erstattet wer¬

den, den jeder Meldepflichtige von der für den Be¬

triebsort des Meldepflichtigen zuständigen Industrie-
und Handelskammer beziehen kann.

(4) Hat ein Meldepflichtiger Betriebe an verschie¬
denen Orten oder an verschiedenen Teilen des glei¬

chen Ortes, so müssen für jeden Betrieb besondere

Meldungen erstattet werden.

§ 6

Meldungen

f Ii i A u s h i 1 f s 1 i e f e r u ng-e n (vgl. § 13)

(1) AVenn meldepflichtige Brennstoffe im Vormonat

von einem Lieferer bezogen wurden, der in dem

Meldebogen des dem Vormonat vorangegangenen
Monats als Lieferer dieser Brennstoffe nicht ange¬

geben war, so ist diese Lieferung in dem Meldebogen
des Berichtsmonats rot zu unterstreichen. Besondere

Meldebogen für Aushilfslieferungen sind nicht zu¬

lässig.

(2) Wenn ein Verbraucher im Vormonat aus Be¬

stand oder Zufuhr meldepflichtige Brennstoffe ab¬

gegeben hat, ohne sie im gleichen Monat zurückzu¬

erhalten, so sind die nicht zurückerhaltenen Mengen

in den Spalten am Fuße der Karte zu melden. Solche

Mengen dürfen nicht etwa vorweg abgesetzt oder als
Verbrauch verrechnet werden. Die Meldung bezieht

sich auf die Rückgabe entliehener meldepllichtiger

Brennstoffe. Der Empfänger oder Rückempfänger

der im Absatz 2 behandelten Lieferungen hat diese
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gemäß Absatz 1 im Hauptteil cler Karte rot unter¬
strichen zu melden.

(3) Die Bestimmungen des § 15 werden hierdurch
nicht berührt.

§ 7

Buchführung

Der Meldeptlichtige hat fortlaufend über Zufuhr
und Verbrauch von Brennstoffen nach Art, Her¬
kunftsgebiet und Sorte in solcher Weise Buch zu
führen, daß ein Vergleich der buchmäßigen Be¬
stände mit den tatsächlichen Beständen jederzeit
möglich ist.

§ 8

Meldestellen

(1) Die Meldungen sind zu erstatten:

a) an das Bezirkswirtschaftsamt in zweifacher Aus¬
fertigung,

b) aii die für die Herkunft der Brennstoffe zuständige
Kol i lenverteilungsstelle.

Bestellt der Meldeptlichtige Brennstoffe aus den
Bereichen mehrerer Kohlenvevteilungsstellen, so sind
an alle diese Kohlenverteilungsstellen Meldebogen
zu senden;

c) an die für den Betriebsort des Meldepflichtigen
zuständige Industrie- und Handelskammer,

d) an den Lieferer des Meldepflichtigen, soweit nicht
die Kohlenverteilungsstelle gleichzeitig auch Lie¬
ferer ist.

Bestellt der Meldepflichtige bei mehreren Lieferern,
so ist an jeden Lieferer ein besonderer Meldebogen
zu richten, und zwar nur mit den ihn betreffenden
Bestellungen und Lieferungen.

(2) Meldestellen für Bunkerkohlenlieferungen vgl.
§ 9.

(3) Sämtliche Meldebogen sind gleichlautend aus¬
zufüllen. Die im Absatz 1 unter a—c genannten
Stellen erhalten die Gesamtmeldung. Die Bezeich¬
nung der Arten, Sorten und Mengen der Brennstoffe,
ebenso wie hinzugefügte Bemerkungen, haben bei
allen Ausfertigungen der Meldungen gleichzulauten.

(4) Für den Bezug vom Ausland eingeführter
Brennstoffe ist der für die Kohlenverteilungsstelle
(§8 1 b) vorgesehene Meldebogen an das Bezirkswirt-
schaftsamt zu richten.

§ 9

Me1d e s t e 11e nf ü rB u n k e rkohlen

Die Meldungen der Bunkerkohlenverbraucher mit
eigenem Kohlenlager und der unmittelbaren Lieferer
von Bunkerkohle (§ 3 Absatz 3) sind zu erstatten:

a) an das Bezirkswirtschaftsamt in dreifacher Aus¬
fertigung (§ 8 Absatz 1 a),

b) an die Kohlenverteilungsstelle (§8 Absatz 1 b),

c) an den Vorlieferer des unmittelbaren Lieferers von
Bunkerkohle.

§ 10

M e 1 d u n g im Falle der A n n a h meve r w e i -
gerung des Meldebogens durch Lieferer

Wenn ein Meidepflichtiger keinen Lieferer zur An¬
nahme seines Meldebogens bereitfindet, so hat er
neben den für das Bezirkswirtschaftsamt bestimm¬
ten Meldebogen auch den für den Lieferer bestimm¬
ten Meldebogen dem Bezirkswirtschaftsamt mit
einem Begleitschreiben einzusenden, in dem anzu¬
geben ist, warum der Meldebogen nicht an einen
Lieferer gegeben wurde und welcher Lieferer vorge¬
schlagen wird.

§ 11

Die Lieferung und die Meldung

(1) In dem auf den Berichtsmonat folgenden Monat
dürfen an einen meldepflichtigen Verbraucher un¬
mittelbar oder mittelbar meldepflichtige Brennstoffe
bis zum Eingang der neuen Meldebogen weiterge¬
liefert werden, wenn dem Lieferer im Berichtsmonat
der ordnungsmäßige Meldebogen vorgelegen hat.

(2) Die Lieferer dürfen nur auf Grund von Melde¬
bogen liefern, die das Zeichen (Stempel oder Lochung)
der für den Betrieb des Meldepflichtigen zuständigen
Industrie- und Handelskammer tragen.

(3) Jeder Lieferer, dem ein Meldebogen zugegangen
ist, hat den Bogen ohne Verzug dem Vorlieferer wei¬
terzugeben, bis er zu dem »Hauptlieferer« gelangt.
Hauptlieferer ist:

a) das liefernde Kohlensyndikat,

Ij , für eingeführte Brennstoffe der Einführer,

c) für einheimische Brennstoffe, die nicht durch ein
Kohlensyndikat abgesetzt werden, das Lieferwerk.
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(4) Die Hauptlieferer haben die Meldebogen min¬
destens ein halbes Jahr sorgfältig aufzubewahren.

(5) Falls der Lieferer die in dem Meldebogen auf-
geführten Brennstoffe von mehreren Vorlieferern be¬
zieht, so gibt er nicht den urschriftlichen Melde¬
bogen weiter, sondern verteilt dessen Inhalt auf so¬
viel neue Meldebogen, wie Vorlieferer in Betracht
kommen. Diese Meldebogen hat er an die einzelnen
Vorlieferer weiterzugeben. Jeder neue Meldebogen
muß die auf den Vorlieferer entfallende Menge ent¬
halten; er ist mit dem Vermerk »aufgeteilt« und mit
dem Namen der aufteilenden Firma zu versehen.

(6) Der urschriftliche Meldebogen ist mindestens
ein Jahr sorgfältig aufzubewahren.

§ 12

U n z u rlf s s i g k e i t von Doppel m e 1 d u n g e n

Meldungen ein und derselben Bedarfsmenge bei
mehreren Lieferern sind verboten.

§ 13

A ii s ii a hm eb es t im m ungen
(A u s b i 1 f s 1 i e f e r u n g e n)

il) Aushilfslieferungen sind nur an meldepflichtige
Verbraucher zulässig.

(2) Abgabe und Bezug von meldepflichtigen Brenn¬
stoffen außerhalb der ordnungsmäßigen Monats¬
meldebogen bedürfen der Anweisung oder Zustim¬
mung der Kohlenverteilungsstelle.

Gegen den Bescheid der Kohlenverteilungsstelle ist
Beschwerde beim Bezirkswirtschaftsamt zulässig.
Die Zustimmung wird nur ausnahmsweise aus be¬
sonders wichtigen Gründen erteilt. Auf § 6 Absatz 1
wird hingewiesen.

(3) Aushilfslieferungen in meldepliichtigen Brenn¬
stoffen zwischen zwei meldepflichtigen Verbrauchern
sowie Aushilfslieferungen eines Händlers aus Mengen
meldepfiichtiger Brennstoffe, die bereits bei ihm
greifbar sind, an einen meldeptlichtigen Verbraucher
sind nur zulässig, wenn neben dem Einverständnis
der Parteien die Zustimmung des Bezirkswirtschafts¬
amtes vorliegt. Sollen zu solchen Aushilfslieferungen
Eisenbahnwagen benutzt werden, so bedarf die Lie¬
ferung außerdem der Zustimmung der Kohlenvertei¬
lungsstelle.

§ 14

A n f r a g e n, A n t r ä g e, F i r m e n ä n d e r u n g

(1) Anfragen und Anträge, die diese Anordnung
betreffen, sind, soweit nichts anderes bestimmt ist,
an die für den Betriebsort des Meldepflichtigen zu¬
ständige Industrie- und Handelskammer oder an die
zuständige Kohlenverteilungsstelle zu richten.

(2) Besitzwechsel, Firmenänderungen und Erlöschen
einer Firma sind dem Bezirkswirtschaftsamt der In¬
dustrie- und Handelskammer und der Kohlenvertei¬
lungsstelle umgehend mitzuteilen.

(3) Neue meldepllichtige Verbraucher dürfen Bogen
nur einreichen, nachdem sie vom Bezirkswirtschafts-
amt als meldepflichtig anerkannt worden sind.

§ 15

V e r wendun g
von m e 1 d e p f 1 i ch t i g e n Brennstoffen

füran d e r eZ w ecke

(1) Es ist verboten, meldepflichtige Brennstoffe, die
für den Betrieb eines meldepflichtigen Verbrauchers
bezogen sind, in den Handel zu bringen, für Haus-
brandzwecke abzugeben oder zu verwenden.

(2) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Be¬
zirkswirtschaftsamts. Der Antrag ist bei der Indu¬
strie- und Handelskammer einzureichen.

§ 16

Festsetzung der Zuteilu.ngsmeng e n

Nach Abwägung von Bedarfs- und Deckungsmög¬
lichkeit setzt das Bezirkswirtschaftsamt die auf die
einzelnen Verbraucher oder Verbrauchergruppen ent¬
fallenden Zuteilungsmengen fest und weist die Koli-
lenverteilungsstellen entsprechend an.

§ 1"

Bezirks w irt, Schafts a m t

Das Bezirkswirtschaftsamt hat im Rahmen dieser
Anordnung u. a. folgende Aufgaben:

a) das Bezirkswirtschaftsamt überwacht die Versor¬
gung der meldepflichtigen Verbraucher mit Brenn¬
stoffen. Insbesondere wacht es über die ausrei¬
chende Versorgung der wehrwirtschaftlich wich¬
tigen Betriebe (§3 Absatz 2);

b) das Bezirkswirtschaftsamt läßt die von den Melde¬
pflichtigen auf den Meldebogen gemachten An¬
gaben durch die Industrie- und Handelskammern
prüfen;

c) die zuständige Industrie- und Handelskammer mel¬
det bevorzugt zu beliefernde Betriebe und liefert
dem Bezirkswirtschaftsamt für die Unterrichtung
der Kohlenverteilungsstellen die zur Beurteilung
der Versorgungslage erforderlichen Unterlagen.
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§ 18

Einzelanweisungen

Ohne Berücksichtigung der Meldebogen kann das
Bezirkswirtschaftsamt Einzelanweisungen zur Belie¬
ferung einzelner Verbraucher erteilen.

§ 19

I. i c f e r a n s p ru c, h

Die Erfüllung der Meldepflicht und Lieferanwei¬
sungen des Bezirkswirtschaftsamts begründet für
einen meldepflichtigen Verbraucher keinen Rechts¬
anspruch auf Lieferung meldepflichtiger Brennstoffe.

§ 20

l.ieferweg

Der übliche Lieferweg (Einschaltung des Handels)
bleibt durch diese Anordnung unberührt.

§ 21

Strafen

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung wer¬
den vom Chef der Zivilverwaltung - Finanz- und
Wirtschaftsabteilung - mit Ordnungsstrafen in un¬
begrenzter Höhe bestraft.

§ 22

W i r k u n g untevl a sscii e r Me 1 d u n g

Ein Meldepflichtiger, der seiner Meldepflicht nicht
oder nicht fristgerecht genügt oder falsche oder un¬
vollständige Angaben macht, kann neben der Be¬
strafung gemäß §21 von der Belieferung ausgeschlos¬
sen werden.

§ 23

D u r c 1t f ü h r u n g s b e s t i ni m u n g e n

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver¬
ordnung erläßt das Bezirkswirtschaftsamt; es gilt als
beauftragte Stelle nach §§ 2 Absatz 2, 3 Absatz 2 und
Absatz 5.

§ 24

In krafttreten

Die Bestimmungen der §§ 1 bis 5, 7 bis 9 und 17
bis 21 dieser Anordnung treten mit dem Tag der
Verkündung, die übrigen Bestimmungen am 1. Ok¬
tober 1940 in Kraft.

Straßburg, den 16. September 1940.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
Köhle r
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Anordnung Nr. 20
un-
q (v über die Regelung der Preise für Seifen und Waschmittel im Elsaß

vom 19. September 1940

Auf Grund von § 11 der Verordnung über die Lohn-
und Preisgestaltung im Elsaß vom 11. August 1940
wird folgendes angeordnet:

§ 1

Für Seifen und Waschmittel werden folgende Ver-
braucherhöchstpreise festgesetzt:

a) für Einheitsfeinseife, 1 Stück zu 80 g 15 Rpf.

b) für Rasierseife, 1 Stück zu 50 g 20 »

c) für Wasch-(Seifen-)Pulver:

1 Normalpaket zu 250 g 22 »

1 Doppelpaket zu 500 g 42 »

(1) Einzelhändler erhalten auf die im § 1 genann¬
ten Verbraucherhöchstpreise folgende Nachlässe:

a) für Einheitsfeinseife 30 v. H.

b) für Rasierseife 30 v. II.

c) für Wasch-(Seifen-)Pulver .. 20 v. H.

(2) An Großbetriebe des Einzelhandels können zu¬
sätzlich Nachlässe bis zu 4 v. H. auf die Einzelhan¬

delseinkaufspreise gewährt werden. Einzelhandels¬
einkaufspreise sind die Verbraucher-Höchstpreise,
vermindert um die in Abs. 1 genannten Nachlässe.

§ 3

Großhändler und diejenigen Einkaufsvereinigun¬
gen, die bisher zu Großhandelsbedingungen beliefert
wurden, erhalten auf die Einzelhandelseinkaufspreise
einen Nachlaß von 15 v. H.

Herstellerbetriebe, die Berechtigungsscheine der
Fachgruppe für Seifen-Waschmittel in Berlin vor¬
legen, erhalten auf die Großhandelseinkaufspreise in
Höhe der Berechtigungsscheine einen Nachlaß von
8 v. H.

§ 5

Mengenrabatte und sonstige Vergütungen sind un¬
zulässig. Skonti dürfen in bisherigem Umfange wei¬
ter gewährt werden.

§ 6

Die Anordnung tritt mit sofortiger Wirkung in
Kraft.

Straßburg, den 19. September 1940.

Der Chef der Zivil Verwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
I. V.

Rheinboldt
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Anordnung

zur Überführung der siebenklassigen höheren Schule im Elsaß in das deutsche höhere Schulsystem

vom 11. September 1940

I.

Zur Überführung der siebenklassigen höheren
Schule im Elsaß in das deutsche höhere Schulsystem
mit 8 Klassen wird folgendes bestimmt:

1. Vorschulklassen kommen künftighin, wie bereits
bekanntgegeben, in Wegfall; sie werden sofort in
die Volksschule überführt.

2. Die bisherige Septieme wird als 1. Klasse der hö¬
heren Schule angegliedert.

3. Die Klassen von der Sixieme bis einschließlich der
Klasse der Philosophie oder Mathematik bilden die
Klassen 2—8.

II.

Da der Schuljahranfang für das Elsaß auf Herbst
festgesetzt ist, ergibt sich für clen Beginn des Schul¬
jahres 1940/41 im Herbst ds. Js. folgendes:

1. Schüler und Schülerinnen der Klasse der Philoso¬
phie oder der Klasse der Mathematik des Schul¬
jahres 1939/40 erhalten, wenn ihre Leistungen dies
rechtfertigen, das Abgangszeugnis, das nach einer
Anordnung des Reichsministers für Wissenschaft,
Erziehung und Volksbildung für den Besuch einer
deutschen Hochschule berechtigt. Schüler und
Schülerinnen, denen auf Grund ihrer Jahresleistun¬
gen diese Bescheinigung nicht ausgestellt werden
kajm, haben auszuscheiden oder das Schuljahr in
der 8. Klasse zu wiederholen.

2. Schüler und Schülerinnen der bisherigen Premiere
bis Sixieme werden, wenn ihre Jahresleistungen
dies rechtfertigen, in die Klassen 8—3 versetzt.
Nichtversetzte Schüler und Schülerinnen haben in
der entsprechenden Klasse das Jahr zu wieder¬
holen.

3. Schüler der bisherigen Septieme werden, sofern die
Reife des Schülers dies rechtfertigt, unmittelbar in
die 2. Klasse der höheren Schule aufgenommen,
wobei sich die Erziehungsberechtigten bei Jungen
für eine der beiden deutschen Schulgattungen
(Oberschule, Gymnasium) entscheiden müssen;
Mädchen sollen grundsätzlich eine Oberschule für
Mädchen besuchen.

Volksschüler aus der 5. Klasse können nach
Überprüfung des Kenntnisstandes gleichfalls zur
Aufnahme in die 2. Klasse der höheren Schule an¬
gemeldet werden.

Schüler, die in die 2. Klasse eintreten, sollen
grundsätzlich nicht unter 11 Jahre alt sein.

4. Schüler der bisherigen Huitieme treten in die
1. Klasse der höheren Schule ein. Schüler der
4. Volksschulklasse können für die Aufnahme in
die 1. Klasse der höheren Schule angemeldet wer¬
den.
Schüler, die in die 1. Klasse eintreten, sollen grund¬

sätzlich nicht unter 10 Jahre alt sein.

HI.

Über das Verfahren bei Neuanmeldungen für den
Eintritt in die höhere Schule ergeht besondere An¬
ordnung.

Straßburg, den 11. September 1940.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Abf. Erziehung, Unterricht und Volksbildung

In Vertretung:

Gärtner
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